
Informationsblatt zum Datenschutz (Feststellungsverfahren § 152 SGB IX/SächsLBlindG) 

Folgende Informationen sind Ihnen gemäß Art. 13 und 14 der Datenschutz-Grundverordnung  
(DSGVO - Verordnung (EU) 2016/679) bei Erhebung der personenbezogenen Daten mitzuteilen: 

1 Namen und Kontaktdaten des Verantwortlichen 

Die zuständige Stelle für die Erhebung der Daten im Rahmen des Feststellungsverfahrens nach 
dem SGB IX und des Sächsischen Landesblindengeldgesetzes (SächsLBlindG) und mithin Ver-
antwortlicher im Sinne der Art. 13 und 14 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) ist folgende 
Stelle: 

Stadt Chemnitz 
Sozialamt 
Abt. Soziale Leistungen 
SG Schwerbehindertenrecht/Landesblindengeld 
09106 Chemnitz 

2 Kontaktdaten der Datenschutzbeauftragten 

Datenschutzbeauftragte  
Telefon:  0371 488-0 
E-Mail:  datenschutz@stadt-chemnitz.de

3 Zweck und Rechtsgrundlage der Datenverarbeitung 

Die Erhebung der personenbezogenen Daten ist notwendig, um über den Feststellungsantrag 
nach § 152 SGB IX bzw. den Antrag auf Leistungen nach dem Landesblindengeldgesetz entschei-
den zu können (§ 152 SGB IX, § 1 SächsLBlindG i. V. m. § 67a SGB X).  

4 Empfänger oder Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten  

Ihre personenbezogenen Daten werden im Verfahren zur Feststellung nach § 152 SGB IX bzw. auf 
Leistungen nach dem SächsLBlindG gespeichert und an  

 Ihre behandelnden Ärzte, Psychologen, Psychotherapeuten, Gutachter
 Sozialleistungsträger
 private Kranken- und Pflegeversicherungsunternehmen
 Einrichtungen
 Gerichte
 andere Organisationseinheiten des Verantwortlichen
 Außengutachter des Verantwortlichen
 den Kommunalen Sozialverband Sachsen
 die Hauptkasse des Freistaates Sachsen
 das Sächsische Staatsministerium für Soziales und Verbraucherschutz
 den Staatsbetrieb Sächsische Informatikdienste
 PDV Erfurt GmbH und
 das Sächsische Melderegister

übermittelt, soweit dies für die Durchführung des Verfahrens, der Sachverhaltsaufklärung, der Be-
arbeitung, der Zahlung, der Auftragsverarbeitung und der Rechtsbehelfsverfahren erforderlich ist 
(§ 67b Abs.1 SGB X).

Medizinische Auskünfte und Unterlagen, die die Verwaltung im Zusammenhang mit dem Verfahren 
nach dem SGB IX oder LBlindG über Sie erhalten hat, dürfen an andere Sozialleistungsträger 
übermittelt werden, soweit dies für die gesetzliche Aufgabenerfüllung der betroffenen Leistungsträ-
ger erforderlich ist (§§ 69 Abs.1, 76 Abs. 2 Nr. 1 SGB X). Dieser Datenübermittlung an andere So-
zialleistungsträger kann von Ihnen jederzeit widersprochen werden.  

5 Quelle der personenbezogenen Daten  

Medizinische Auskünfte und Unterlagen werden entsprechend Ihrer Einwilligungserklärung von 
Ihren behandelnden Ärzten, Psychologen, Psychotherapeuten sowie von Gutachtern, privaten 
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Kranken- und Pflegeversicherungsunternehmen, Einrichtungen und Gerichten eingeholt und Unter-
lagen zur Einsicht beigezogen, soweit dies für die Durchführung des Verfahrens erforderlich ist. 

6 Übermittlung von personenbezogenen Daten an ein Drittland 

Es ist nicht vorgesehen, Ihre personenbezogenen Daten an ein Drittland oder eine internationale 
Organisation zu übermitteln. 

7 Dauer der Speicherung der personenbezogenen Daten 

Ihre Daten werden nach der Erhebung so lange gespeichert, wie dies unter Beachtung der Aufbe-
wahrungsfristen für die Aufgabenerfüllung nach dem SGB IX und dem SächsLBlindG erforderlich 
ist. Nach diesem Zeitpunkt erfolgt die Löschung der Daten. 

8 Betroffenenrechte 

Werden Ihre personenbezogenen Daten verarbeitet, so haben Sie das Recht, Auskunft über die zu 
Ihrer Person gespeicherten Daten zu erhalten (Art. 15 DSGVO). 

Sollten unrichtige personenbezogene Daten verarbeitet werden, steht Ihnen ein Recht auf Berich-
tigung zu (Art. 16 DSGVO). 

Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen vor, so können Sie die Löschung oder Einschränkung 
der Verarbeitung verlangen sowie Widerspruch gegen die Verarbeitung einlegen (Art. 17, 18 und 
21 DSGVO). 

Wenn Sie in die Datenverarbeitung eingewilligt haben und die Datenverarbeitung mithilfe automa-
tisierter Verfahren durchgeführt wird, steht Ihnen gegebenenfalls ein Recht auf Datenübertragbar-
keit zu (Art. 20 DSGVO). 

Sollten Sie von Ihren oben genannten Rechten Gebrauch machen, prüft der Verantwortliche, ob 
die gesetzlichen Voraussetzungen hierfür erfüllt sind. 

Zur Ausübung Ihrer Rechte wenden Sie sich bitte an den behördlichen Datenschutzbeauftragten. 

9 Beschwerderecht 

Ihnen steht ein Beschwerderecht bei der jeweils zuständigen Aufsichtsbehörde nach Artikel 51 
DSGVO zu: 
 

Sächsische Datenschutz- und Transparenzbeauftragte 
Postfach 12 00 16 
01001 Dresden 
Telefon:  0351 493-5401 
Fax:  0351 493-5490 
E-Mail: post@sdtb.sachsen.de 

10 Bereitstellung der personenbezogenen Daten 

Wer Sozialleistungen beantragt, muss nach § 60 SGB I alle für die Sachaufklärung erforderlichen 
Tatsachen angeben und die verlangten Nachweise vorlegen. Sollten Sie die notwendigen Informa-
tionen nicht bereitstellen wollen, kann über Ihren Antrag nicht oder nur eingeschränkt entschieden 
werden.   

11 Widerrufsrecht bei Einwilligung 

Wenn Sie in die Verarbeitung durch den Verantwortlichen durch eine entsprechende Erklärung 
eingewilligt haben, können Sie die Einwilligung jederzeit für die Zukunft beim Verantwortlichen wi-
derrufen. Die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Datenver-
arbeitung wird durch diesen nicht berührt. 

12 Weiterverarbeitung zu anderen Zwecken 

Ist beabsichtigt, Ihre personenbezogenen Daten für einen anderen Zweck weiterzuverarbeiten als 
den, für den sie im Antragsverfahren erhoben wurden, so stellt der Verantwortliche Ihnen vor die-
ser Weiterverarbeitung Informationen über diesen anderen Zweck und alle anderen maßgeblichen 
Informationen zur Verfügung. 


